U

—[EEN Rat der
=Nl Europaischen Union

Il

Briissel, den 1. Juli 2025

(OR. en)
10339/25
ECOFIN 794
UEM 294
ECB
EIB

VERMERK

Absender: Generalsekretariat des Rates

Empfanger: Delegationen

Betr.: EMPFEHLUNG DES RATES zur Billigung des nationalen mittelfristigen

finanzpolitisch-strukturellen Plans Osterreichs
10339/25

ECOFIN.1.A



EMPFEHLUNG DES RATES

zur Billigung des nationalen mittelfristigen finanzpolitisch-strukturellen Plans Osterreichs

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf

Artikel 121,
gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2024/1263, insbesondere auf Artikel 17,

auf Empfehlung der Kommission,
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in Erwégung nachstehender Griinde:

ALLGEMEINE ERWAGUNGEN

(1)

Am 30. April 2024 trat ein reformierter EU-Rahmen fiir die wirtschaftspolitische Steuerung in
Kraft. Die Verordnung (EU) 2024/1263 des Europiischen Parlaments und des Rates iiber die
wirksame Koordinierung der Wirtschaftspolitik und iiber die multilaterale haushaltspolitische
Uberwachung!, die geiinderte Verordnung (EG) Nr. 1467/97 iiber die Beschleunigung und
Klirung des Verfahrens bei einem iibermiBigen Defizit? und die geinderte Richtlinie
2011/85/EU des Rates iiber die Anforderungen an die haushaltspolitischen Rahmen der
Mitgliedstaaten® bilden die Kernelemente des iiberarbeiteten Rahmens fiir die
wirtschaftspolitische Steuerung. Ziel des Rahmens ist es, durch Reformen und Investitionen
gesunde und auf Dauer tragfihige 6ffentliche Finanzen sowie ein nachhaltiges und inklusives
Wachstum und Resilienz zu férdern und iiberméBigen 6ffentlichen Defiziten vorzubeugen. Er
fordert ferner die nationale Eigenverantwortung und zeichnet sich durch eine stdrkere
mittelfristige Ausrichtung in Verbindung mit einer wirksamen und kohérenten Durchsetzung
der Vorschriften aus.

Verordnung (EU) 2024/1263 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

29. April 2024 iiber die wirksame Koordinierung der Wirtschaftspolitik und iiber die
multilaterale haushaltspolitische Uberwachung und zur Aufthebung der Verordnung (EG)
Nr. 1466/97 des Rates (ABI. L, 2024/1263, 30.4.2024,

ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/1263/0j).

Verordnung (EU) 2024/1264 des Rates vom 29. April 2024 zur Anderung der Verordnung
(EG) Nr. 1467/97 iiber die Beschleunigung und Kldrung des Verfahrens bei einem
tiberméafigen Defizit (ABI. L, 2024/1264, 30.4.2024,

ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/1264/0j).

Richtlinie (EU) 2024/1265 des Rates vom 29. April 2024 zur Anderung der Richtlinie
2011/85/EU tiiber die Anforderungen an die haushaltspolitischen Rahmen der
Mitgliedstaaten (ABI. L, 2024/1265, 30.4.2024,

ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2024/1265/07).
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2)

3)

4

Die nationalen mittelfristigen finanzpolitisch-strukturellen Pline, die die Mitgliedstaaten dem
Rat und der Kommission iibermitteln, stehen im Mittelpunkt des neuen Rahmens fiir die
wirtschaftspolitische Steuerung. Mit den Pldnen sollen zwei Ziele erreicht werden: Es soll
sichergestellt werden, dass 1) unter anderem der gesamtstaatliche Schuldenstand bis zum Ende
des Anpassungszeitraums auf einem plausibel riickldufigen Pfad ist oder auf einem dem
Vorsichtsgebot entsprechenden Niveau gehalten wird und dass das 6ffentliche Defizit
mittelfristig auf unter den Referenzwert von 3 % des BIP gesenkt und darunter gehalten wird,
und ii) Reformen und Investitionen durchgefiihrt werden, mit denen den wichtigsten im
Rahmen des Europdischen Semesters benannten Herausforderungen entsprochen wird und mit
denen die gemeinsamen Prioritéten der Union verfolgt werden. Zu diesem Zweck soll jeder
Plan eine mittelfristige Verpflichtung zu einem Nettoausgabenpfad* enthalten, der fiir die
Laufzeit des Plans — vier oder fiinf Jahre, je nach Lange der reguldren Legislaturperiode in
dem jeweiligen Mitgliedstaat — eine wirksame Haushaltsbeschrankung vorsieht. Dartiber
hinaus soll in dem Plan erldutert werden, wie der Mitgliedstaat die Durchfiihrung von
Reformen und Investitionen als Reaktion auf die wichtigsten Herausforderungen, die im
Rahmen des Europédischen Semesters, insbesondere in den ldnderspezifischen Empfehlungen
(einschlieBlich jener, die gegebenenfalls fiir das Verfahren bei einem makrodkonomischen
Ungleichgewicht (MIP) relevant sind), benannt wurden, sicherstellen wird und wie der
Mitgliedstaat die gemeinsamen Prioritdten der Union umsetzen wird. Der Zeitraum fiir die
Haushaltsanpassung betrédgt vier Jahre, wobei dieser Zeitraum um bis zu drei Jahre verldngert
werden kann, wenn der Mitgliedstaat sich verpflichtet, ein einschldgiges Reform- und
Investitionspaket umzusetzen, das die Vorgaben nach Artikel 14 der Verordnung

(EU) 2024/1263 erfiillt.

Nach Ubermittlung des Plans soll die Kommission bewerten, ob dieser die Anforderungen der
Verordnung (EU) 2024/1263 erfiillt.

Auf Empfehlung der Kommission soll der Rat sodann eine Empfehlung annehmen, um den
Nettoausgabenpfad des betreffenden Mitgliedstaats festzulegen und, sofern zutreffend, die
Reform- und Investitionszusagen, die einer Verldngerung des Zeitraums fiir die
Haushaltsanpassung zugrunde liegen, zu billigen.

Nach Artikel 2 der Verordnung (EU) 2024/1263 bezeichnet der Ausdruck ,,Nettoausgaben
die Staatsausgaben ohne 1) Zinsausgaben, ii) diskretiondre einnahmenseitige Ma3nahmen,
111) Ausgaben fiir Programme der Union, die vollstindig durch Einnahmen aus den
Unionsfonds ausgeglichen werden, iv) nationale Ausgaben fiir die Kofinanzierung von
Programmen, die von der Union finanziert werden, v) konjunkturelle Komponenten der
Ausgaben flir Leistungen bei Arbeitslosigkeit und vi) einmalige und sonstige befristete
MaBnahmen.

10339/25 4

ECOFIN.1.A DE



ERWAGUNGEN ZUM NATIONALEN MITTELFRISTIGEN FINANZPOLITISCH-
STRUKTURELLEN PLAN OSTERREICHS

(5) Am 13. Mai 2025 legte Osterreich dem Rat und der Kommission seinen nationalen
mittelfristigen finanzpolitisch-strukturellen Plan vor. Die Vorlage erfolgte nach einer
Verldangerung der in Artikel 36 der Verordnung (EU) 2024/1263 festgelegten Frist, wie mit
der Kommission in Anbetracht des von Osterreich vorgebrachten Grundes vereinbart, nimlich
dass die Verhandlungen iiber die Bildung einer neuen Regierung nach den Parlamentswahlen
am 29. September 2024 ldnger dauerten als urspriinglich angenommen.

Verfahren vor der Vorlage des Plans

(6) Als Rahmen fiir den Dialog im Vorfeld der Vorlage der nationalen mittelfristigen
finanzpolitisch-strukturellen Pléne libermittelte die Kommission am 18. Dezember 2024
gemiB Artikel 9 der Verordnung (EU) 2024/1263 Osterreich den Referenzpfad®. Am 13. Mai
2025 verdffentlichte die Kommission den Referenzpfad®. Der Referenzpfad ist risikobasiert
und stellt sicher, dass der gesamtstaatliche Schuldenstand bis zum Ende des
Anpassungszeitraums und bei Ausbleiben weiterer haushaltspolitischer Mafinahmen iiber den
Anpassungszeitraum hinaus auf einem plausibel riickldufigen Pfad ist oder mittelfristig auf
einem dem Vorsichtsgebot entsprechenden Niveau gehalten wird und dass das
gesamtstaatliche Defizit im Anpassungszeitraum unter 3 % des BIP gebracht und mittelfristig
unter diesem Referenzwert gehalten wird. Der Begriff ,,mittelfristig* ist definiert als ein
Zeitraum von zehn Jahren nach Ablauf des Anpassungszeitraums. Im Einklang mit Artikel 6
Buchstabe d sowie den Artikeln 7 und 8 der Verordnung (EU) 2024/1263 steht der
Referenzpfad auch mit dem Defizit-Referenzwert, der Absicherung der Schuldentragfahigkeit
und der Absicherung der Defizitresilienz im Einklang.

Die den Mitgliedstaaten und dem Wirtschafts- und Finanzausschuss {ibermittelten Vorab-
Leitlinien umfassen Pfade ohne und mit Verldngerung des Anpassungszeitraums (und somit
fiir vier bzw. sieben Jahre). Zudem umfassen sie die wichtigsten Ausgangsbedingungen und
zugrunde liegenden Annahmen, die im Kontext des Rahmens der Kommission fiir die
mittelfristige Projektion des gesamtstaatlichen Schuldenstands verwendet wurden. Der
Referenzpfad wurde auf der Grundlage der im Debt Sustainability Monitor 2023 der
Kommission beschriebenen Methodik berechnet (https://economy-
finance.ec.europa.eu/publications/debt-sustainability-monitor-2023 _en). Er basiert auf der
Herbstprognose 2024 der Kommission und ihrer mittelfristigen Verldngerung bis 2034; das
langfristige BIP-Wachstum und die langfristigen Kosten der Bevolkerungsalterung stehen
ihrerseits mit dem gemeinsamen Bericht tiber die Bevilkerungsalterung 2024 der
Kommission und des Rates im Einklang (https://economy-
finance.ec.europa.eu/publications/2024-ageing-report-economic-and-budgetary-projections-
eu-member-states-2022-2070_en).
https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-and-fiscal-governance/national-medium-
term-fiscal-structural-plans_en#Austria.
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Der Referenzpfad Osterreichs besagt, dass die Nettoausgaben auf der Grundlage der Annahmen der
Kommission, die den im Dezember 2024 {ibermittelten Vorab-Leitlinien zugrunde lagen, und
unter der Annahme eines Anpassungszeitraums von sieben Jahren um nicht mehr als die in
Tabelle 1 aufgefiihrten Werte steigen sollten. Dies entspricht einem durchschnittlichen
Nettoausgabenwachstum von 2,3 % im Anpassungszeitraum (2025-2031) und von 2,2 % im
vom Plan abgedeckten Zeitraum (2025-2029).

Tabelle 1: Referenzpfad, den die Kommission Osterreich am 18. Dezember 2024

iibermittelt hat
Durchschnitt | Durchschnitt
2025120262027 12028 (2029 |2 2031
0251202612027 | 2028 | 2029 2030 | 203 2025-2029 | 2025-2031
Maximales 20 | 1,7 | 24|24 | 25| 26| 27 2,2 2.3

Nettoausgabenwachstum
(jéhrlich, in %)

Quelle: Berechnungen der Kommission.

(7) Im Einklang mit Artikel 12 der Verordnung (EU) 2024/1263 fiihrten Osterreich und die
Kommission von Mirz bis Mai 2025 einen fachlichen Dialog. Im Mittelpunkt des Dialogs
standen der von Osterreich geplante Nettoausgabenpfad und die zugrunde liegenden
Annahmen, die geplanten Reform- und Investitionszusagen zur Untermauerung einer
Verlidngerung des Anpassungszeitraums (wie Reformen zur Anhebung des tatsdchlichen
Pensionsantrittsalters und zur Steigerung der Erwerbsbeteiligung) sowie die geplante
Umsetzung von Reformen und Investitionen als Reaktion auf die wichtigsten
Herausforderungen, die im Rahmen des Europédischen Semesters benannt wurden, und die
gemeinsamen Prioritdten der Union in den Bereichen fairer griiner und digitaler Wandel,
soziale und wirtschaftliche Resilienz, Energieversorgungssicherheit und Aufbau von
Verteidigungsfahigkeiten.

(8) Im Juni 2024 und Mirz 2025 trat Osterreich im Einklang mit Artikel 11 Absatz 3 und
Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) 2024/1263 in einen
Konsultationsprozess mit der Zivilgesellschaft, den Sozialpartnern, den regionalen Behorden
und anderen relevanten Interessentridgern ein.

(9) Der Plan wurde dem nationalen Parlament am 13. Mai 2025 vorgelegt und anschlieBend in
parlamentarischen Ausschiissen erortert.
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Andere damit zusammenhéingende Prozesse

(10)

(11)

(12)

Am [Datum; ABL.: bitte 8. Juli 2025 als Datum einsetzen] hat der Rat — zusammen mit der
vorliegenden Empfehlung zur Billigung des nationalen mittelfristigen finanzpolitisch-
strukturellen Plans — auf Empfehlung der Kommission festgestellt, dass in Osterreich wegen
Nichteinhaltung des Defizitkriteriums ein iiberméBiges Defizit besteht, und eine Empfehlung
nach Artikel 126 Absatz 7 AEUV mit dem Ziel angenommen, das libermaf3ige
gesamtstaatliche Defizit in Osterreich zu beenden’. Mit der gleichzeitigen Annahme dieser
Empfehlungen wird die Kohérenz zwischen den empfohlenen Anpassungspfaden
gewihrleistet.

Am 13. Mai 2025 legte Osterreich seine Ubersicht iiber die Haushaltsplanung fiir die
Jahre 2025 und 2026 vor. Die Kommission gab am 23. Juni 2025 eine Stellungnahme zu
dieser Ubersicht iiber die Haushaltsplanung ab?.

Der Rat hat am [Datum; ABI.: Bitte 8. Juli 2025 als Datum einsetzen] im Rahmen des
Europiischen Semesters eine Reihe linderspezifischer Empfehlungen an Osterreich
gerichtet®.

ZUSAMMENFASSUNG DES PLANS UND BEWERTUNG DURCH DIE KOMMISSION

(13)

Im Einklang mit Artikel 16 der Verordnung (EU) 2024/1263 bewertete die Kommission den
Plan wie folgt:

Beschluss des Rates zum Bestehen eines iibermiBigen Defizits in Osterreich (ABL.: [ABL.:
Bitte in diese FuBnote die Fundstelle und das Datum der Annahme des Beschlusses des
Rates in Dokument ST 10347/25 einfiigen]), Empfehlung des Rates mit dem Ziel, das
{ibermiBige Defizit in Osterreich zu beenden (ABL.: [ABL.: Bitte in diese FuBnote die
Fundstelle und das Datum der Annahme der Empfehlung des Rates in Dokument

ST 10348/25 einfiigen]).

Stellungnahme der Kommission zur Ubersicht iiber die Haushaltsplanung Osterreichs,
23.6.2025, C(2025) 4106 final.

Empfehlung des Rates zur Wirtschafts-, Sozial-, Beschéftigungs-, Struktur- und
Haushaltspolitik Osterreichs (ABI. [ABL.: Bitte in diese FuBnote die Fundstelle und das
Datum der Annahme der Empfehlung des Rates in Dokument ST 10980/25 einfiigen]).
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Hintergrund: Makrookonomische und haushaltspolitische Lage und Aussichten

(14) Die Wirtschaftstitigkeit in Osterreich ging im Jahr 2024 um 1,0 % zuriick, was auf
ricklaufige Investitionen und stagnierenden Konsum zuriickzufiihren war. Der
Friihjahrsprognose 2025 der Kommission zufolge wird die Wirtschaft im Jahr 2025 in
Anbetracht der riicklaufigen Investitionen und des negativen Auenbeitrags um 0,3 %
schrumpfen. Fiir 2026 wird ein Anstieg des realen BIP um 1,0 % erwartet, da der private
Verbrauch und die Investitionen weiter zunehmen diirften. Im Prognosezeitraum (2025-2026)
diirfte das potenzielle BIP-Wachstum in Osterreich mit durchschnittlich 0,3 % verhalten
bleiben, bedingt durch schwache Investitionen, den demografischen Wandel und die
stagnierende totale Faktorproduktivitét. Die Arbeitslosenquote lag 2024 bei 5,2 % und wird
von der Kommission fiir 2025 auf 5,3 % und fiir 2026 auf 5,2 % geschitzt. Der BIP-Deflator
diirfte von 3,1 % im Jahr 2024 auf 3,5 % im Jahr 2025 steigen, aber im Jahr 2026 wieder auf
2,2 % zuriickgehen.

(15) Was die haushaltspolitischen Entwicklungen betrifft, so belief sich das gesamtstaatliche
Defizit Osterreichs 2024 auf 4,7 % des BIP. Der Friihjahrsprognose 2025 der Kommission
zufolge wird es im Jahr 2025 auf 4,4 % des BIP und 2026 weiter auf 4,2 % des BIP
zuriickgehen. Die Friihjahrsprognose 2025 der Kommission tragt den wichtigsten
KonsolidierungsmaBnahmen der Entwiirfe des Haushaltsplans Osterreichs fiir 2025 und 2026
Rechnung, die die Regierung dem nationalen Parlament im Mai 2025 unterbreitet hat. Der
gesamtstaatliche Schuldenstand belief sich Ende 2024 auf 81,8 % des BIP. Der
Friihjahrsprognose 2025 der Kommission zufolge wird die Schuldenquote bis Ende 2025 auf
84,0 % des BIP und bis Ende 2026 auf 85,8 % des BIP ansteigen. In den
Haushaltsprojektionen der Kommission werden die politischen Zusagen aus den
mittelfristigen finanzpolitisch-strukturellen Pldnen erst als solche beriicksichtigt, wenn sie
durch konkrete politische Mafinahmen, die glaubhaft angekiindigt und hinreichend spezifiziert
wurden, untermauert sind.

Nettoausgabenpfad und wichtigste makrookonomische Annahmen im Plan

(16) Der nationale mittelfristige finanzpolitisch-strukturelle Plan Osterreichs deckt den Zeitraum
2025-2029 ab und sieht eine Haushaltsanpassung iiber einen Zeitraum von sieben Jahren vor.

(17) Der Plan enthélt alle nach Artikel 13 der Verordnung (EU) 2024/1263 erforderlichen
Informationen.
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(18) Der Plan enthilt eine Zusage zu dem in Tabelle 2 angegebenen Nettoausgabenpfad, der einem
durchschnittlichen Nettoausgabenwachstum von 2,3 % im Zeitraum 2025-2029 entspricht.
Dariiber hinaus verpflichtet sich Osterreich zu einer Reihe von Reformen und Investitionen,
um den Anpassungszeitraum auf sieben Jahre (2025-2031) zu verlédngern, in denen das
durchschnittliche Nettoausgabenwachstum voraussichtlich 2,3 % betragen wird. Das im Plan
fiir den Anpassungszeitraum (2025-2031) gemeldete durchschnittliche
Nettoausgabenwachstum steht weitgehend mit dem von der Kommission am 18. Dezember
2024 iibermittelten Referenzpfad im Einklang. Im Plan wird von einem Anstieg des
potenziellen BIP-Wachstums von 0,4 % im Jahr 2024 auf 1,1 % im Jahr 2025 ausgegangen,
das danach auf diesem Niveau stabil bleiben diirfte. Dariiber hinaus wird im Plan davon
ausgegangen, dass die Wachstumsrate des BIP-Deflators von 3,1 % im Jahr 2024 auf 2,4 %
im Jahr 2025 und auf 2 % im Jahr 2026 zuriickgehen wird, ehe sie in den Jahren 2027 bis
2029 leicht steigt, ndmlich auf 2,1 %.

Tabelle 2: Nettoausgabenpfad und Hauptannahmen im Plan Osterreichs

Verlangerung des
Anpassungszeitraums
2025|2026|2027|2028({2029 2030 2031 |Durchschnittlich| Durchschnittlich
iiber die iiber den
Laufzeit des |Anpassungszeitraum
Plans 2025-2031
2025-2029
Nettoausgabenwachstum| 2,6 | 2,2 |1 2,2 | 2,0 | 2,3 2.4 2.4 2.3 2.3
(jéhrlich, in %)
Nettoausgabenwachstum| 2,6 | 4,8 | 7,2 | 9,4 [11,9 14,5 17,3 k. A. k. A.
(kumuliert, ab dem
Basisjahr 2024, in %)
Potenzielles BIP- LI{L,1] 1,111,111 1,1 1,1 1,1 1,1
Wachstum (in %)
Inflation (Wachstum des| 2,4 | 2,0 | 2,1 | 2,1 | 2,1 2,2 2,2 2,1 2,2
BIP-Deflators) (in %)

Quelle: Mittelfristiger finanzpolitisch-struktureller Plan Osterreichs und Berechnungen der Kommission.
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Auswirkungen der im Plan enthaltenen Zusagen in Bezug auf die Nettoausgaben auf den
gesamtstaatlichen Schuldenstand

(19) Wenn der im Plan zugesagte Nettoausgabenpfad eingehalten wird und die zugrunde liegenden
Annahmen eintreten, wiirde der gesamtstaatliche Schuldenstand dem Plan zufolge zunéchst
bis 2028 auf einen Hochststand von 86,8 % des BIP ansteigen. Ab 2029 diirfte er schrittweise
um durchschnittlich 0,8 BIP-Prozentpunkte bis zum Ende des Anpassungszeitraums (2031)
sinken, wie in der folgenden Tabelle dargestellt. Mittelfristig wird der Schuldenstand weiter
um schitzungsweise 1,3 BIP-Prozentpunkte jahrlich auf 71,2 % des BIP im Jahr 2041
zuriickgehen.

Tabelle 3: Entwicklung des gesamtstaatlichen Schuldenstands und des
gesamtstaatlichen Haushaltssaldos im Plan Osterreichs

2024 | 2025 | 2026 | 2027 | 2028 | 2029 [ 2030 [ 2031 | 2041

Gesamtstaatlicher 81,8 84,3 85,9 86,6 86,8 86,5 85,7 844 | 71,2
Schuldenstand
(% des BIP)

Gesamtstaatlicher -4,7 -4,7 4,2 -3,6 -3,0 -2,5 2,1 -1,6 -1,4
Haushaltssaldo
(% des BIP)

Quelle: Mittelfristiger finanzpolitisch-struktureller Plan Osterreichs.

Dem Plan zufolge wiirde sich die gesamtstaatliche Schuldenquote somit bis zum Ende des
Anpassungszeitraums (2031) auf einem riickldufigen Pfad befinden. Dies ist plausibel, da
auf der Grundlage der Annahmen des Plans alle deterministischen Stresstests der
Schuldentragfahigkeitsanalyse der Kommission fiir die zehn Jahre nach dem
Anpassungszeitraum einen Riickgang des Schuldenstands erwarten lassen und auch die
stochastischen Projektionen mit hinreichend hoher Wahrscheinlichkeit auf einen Riickgang
des Schuldenstands hindeuten. Ausgehend von den im Plan enthaltenen politischen Zusagen
und makro6konomischen Annahmen steht der im Plan vorgesehene Nettoausgabenpfad
folglich mit der Schuldenanforderung gemif Artikel 6 Buchstabe a und Artikel 16 Absatz 2
der Verordnung (EU) 2024/1263 im Einklang.

Auswirkungen der im Plan enthaltenen Zusagen in Bezug auf die Nettoausgaben auf den
gesamtstaatlichen Haushaltssaldo

(20) Ausgehend vom Nettoausgabenpfad und den Annahmen des Plans wiirde das gesamtstaatliche
Defizit mit 4,7 % des BIP im Jahr 2025 hoch bleiben und dann ab 2026 schrittweise
zuriickgehen. Das Defizit diirfte 2028 den Referenzwert von 3 % des BIP nicht mehr
iberschreiten und wihrend des gesamten Anpassungszeitraums weiter zuriickgehen.
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Dem Plan zufolge wiirde der gesamtstaatliche Haushaltssaldo den Referenzwert von 3 % des BIP
somit am Ende des Anpassungszeitraums (2031) nicht iiberschreiten.

AulBlerdem wiirde das gesamtstaatliche Defizit in den zehn Jahren nach dem Anpassungszeitraum
(d. h. bis 2041) den Referenzwert von 3 % des BIP nicht iiberschreiten.

Ausgehend von den im Plan enthaltenen politischen Zusagen und makro6konomischen Annahmen
steht der im Plan vorgesehene Nettoausgabenpfad folglich mit der Defizitanforderung gemaf
Artikel 6 Buchstabe b und Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2024/1263 im Einklang.

Zeitliche Staffelung der Haushaltsanpassung

(21) Die im Plan vorgesehene zeitliche Staffelung der Haushaltsanpassung, gemessen als jéhrliche
Verinderung des strukturellen Primérsaldos, ist in etwa linear, wie in Artikel 6 Buchstabe ¢
der Verordnung (EU) 2024/1263 verlangt. Dariiber hinaus ist die Haushaltsanpassung in den
ersten flinf Jahren des Plans leicht {iberproportional zum Gesamtumfang der
Konsolidierungsanstrengungen.

Ausgehend von den im Plan abgegebenen politischen Zusagen und makrodkonomischen Annahmen
steht der im Plan vorgesehene Nettoausgabenpfad folglich mit der Klausel zur Absicherung
gegen Backloading gemdl Artikel 6 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) 2024/1263 im
Einklang.

Tabelle 4: Entwicklung des strukturellen Primiirsaldos im Plan Osterreichs

2024 | 2025 | 2026 | 2027 | 2028 | 2029 | 2030 | 2031

Struktureller Primérsaldo 241 -19 | -14 | -0,9 | -0,3 0,2 0,7 1,2
(% des BIP)

Verianderung des strukturellen k.A. | 05 0,5 0,5 0,6 0,5 0,5 0,5
Primérsaldos
(Prozentpunkte)

Quelle: Mittelfristiger finanzpolitisch-struktureller Plan Osterreichs.
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Kohirenz des Plans mit dem Verfahren bei einem iibermiifligen Defizit

(22) Der im Plan vorgesehene Nettoausgabenpfad stimmt mit den Vorgaben des Verfahrens bei
einem iiberméfBigen Defizit liberein (insbesondere mit der als Referenzwert bestimmten
jéhrlichen strukturellen Mindestanpassung gemal3 Artikel 3 Absatz 4 Unterabsatz 3 der
Verordnung (EG) Nr. 1467/97 des Rates).

Kohirenz des Plans mit der Absicherung der Defizitresilienz

(23) Die Anforderung der priventiven Komponente geméal3 Artikel 8 der Verordnung
(EU) 2024/1263 im Hinblick auf die Absicherung der Defizitresilienz, durch die eine
gemeinsame Marge in Bezug auf den Referenzwert von 3 % des BIP erreicht werden soll, gilt
fiir Osterreich ab 2029, da das Defizit voraussichtlich ab 2028 nicht mehr iiber 3 % des BIP
liegen wird. Die jdhrliche Anpassung des strukturellen Primérsaldos in den Jahren 2029, 2030
und 2031 sollte nach Artikel 8 der Verordnung (EU) 2024/1263 nicht weniger als 0,25 BIP-
Prozentpunkte betragen, wenn das strukturelle Defizit im Vorjahr weiterhin iiber 1,5 % des
BIP lag, um eine gemeinsame strukturelle Resilienzmarge von 1,5 % des BIP zu erreichen.
Die Haushaltsanpassung, die sich aus den im Plan enthaltenen politischen Zusagen und
makrodkonomischen Annahmen ergibt, liegt fiir die Jahre 2029 bis 2031 bei 0,5 % des BIP.
Ausgehend von den im Plan enthaltenen politischen Zusagen und makro6konomischen
Annahmen steht der im Plan vorgesehene Nettoausgabenpfad folglich mit der Absicherung
der Defizitresilienz im Einklang.

Kohirenz des Plans mit der Absicherung der Schuldentragfihigkeit

(24) Da der gesamtstaatliche Schuldenstand dem Plan zufolge im Anpassungszeitraum zwischen
60 % und 90 % des BIP liegen wird, muss die Schuldenquote geméif Artikel 7 der
Verordnung (EU) 2024/1263 jéhrlich durchschnittlich um mindestens 0,5 Prozentpunkte
sinken, bis sie unter 60 % fallt. Dieser durchschnittliche Riickgang wird {iber den Zeitraum
2029-2031 berechnet, d. h. ab dem Jahr, in dem das Verfahren bei einem {iberméfBigen Defizit
dem Plan zufolge eingestellt werden soll, und belduft sich auf 0,8 Prozentpunkte. Ausgehend
von den im Plan enthaltenen politischen Zusagen und makro6konomischen Annahmen steht
der im Plan vorgesehene Nettoausgabenpfad folglich mit der Absicherung der
Schuldentragfahigkeit im Einklang.
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Makrookonomische Annahmen im Plan

(25) Der Plan stiitzt sich auf eine Reihe von Annahmen, die von den Annahmen abweichen, die die
Kommission Osterreich am 18. Dezember 2024 iibermittelt hat. Insbesondere stiitzt sich der
Plan auf verschiedene Annahmen fiir vier Variablen, ndmlich die Ausgangslage (d. h.

struktureller Primérsaldo, gesamtstaatlicher Haushaltssaldo, Anteil der Primédrausgaben am
BIP und gesamtstaatlicher Schuldenstand), das potenzielle BIP-Wachstum, das reale BIP-
Wachstum und den BIP-Deflator. Im Folgenden werden diese Unterschiede bei den
Annahmen bewertet.

Die Unterschiede bei den Annahmen, die sich am stirksten auf das durchschnittliche

Nettoausgabenwachstum auswirken, werden nachstehend einzeln aufgefiihrt und separat

bewertet.

Fiir die Ausgangslage werden im Plan Ist-Daten fiir 2024 verwendet. Im Jahr 2024 lag
der strukturelle Primérsaldo bei -2,4 % des BIP, der gesamtstaatliche Haushaltssaldo bei
-4,7 % des BIP, der gesamtstaatliche Schuldenstand bei 81,8 % des BIP und der Anteil
der Primédrausgaben am BIP bei 54,8 %. Dies tragt dazu bei, dass das im Plan
vorgesehene durchschnittliche Nettoausgabenwachstum wéhrend des
Anpassungszeitraums niedriger ist als gemafl den Annahmen der Kommission. Der
Referenzpfad stiitzt sich auf die Herbstprognose 2024 der Kommission, in der der
strukturelle Primérsaldo auf -1,3 % des BIP, der gesamtstaatliche Haushaltssaldo auf -
3,6 % des BIP, der gesamtstaatliche Schuldenstand auf 79,5 % des BIP und der Anteil
der Primirausgaben am BIP auf 52,9 % des BIP geschiitzt wurden. Osterreich
verwendet die neuesten verfligbaren Daten, und dieser Unterschied ist hinreichend
begriindet.
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— Im Plan wird das geglittete Potenzialwachstum fiir den Zeitraum 2025-2041 zugrunde
gelegt. Dies entspricht gegeniiber den Annahmen der Kommission einem hoheren
Potenzialwachstum im Anpassungszeitraum und fiihrt somit zu einem héheren
durchschnittlichen Nettoausgabenwachstum. Schédtzungen des nicht beobachteten
Potenzialwachstums reagieren empfindlich auf den Konjunkturzyklus, und es ist
plausibel, dass die seit 2023 in Osterreich herrschende Rezession eine Verzerrung des
geschitzten Potenzialwachstums nach unten bewirkt. Die Mdoglichkeit, alternative
Annahmen des Potenzialwachstums zugrunde zu legen, steht im Einklang mit Artikel 36
Absatz 1 Buchstabe f der Verordnung (EU) 2024/1263, sofern das kumulierte
Wachstum iiber den Projektionszeitraum (d. h. bis 2041) weitgehend den Annahmen der
Kommission entspricht, was im Plan der Fall ist. Folglich wird diese Annahme als
hinreichend begriindet erachtet.

— Im Plan wird davon ausgegangen, dass das Wachstum des realen BIP niedriger ist als
im Referenzpfad angenommen. Dies ist auf die Verschlechterung der
makrodkonomischen Aussichten zuriickzufiihren. Das unabhéngige Finanzinstitut
WIFO, auf das sich das Finanzministerium fiir die Haushaltsplanung stiitzt, geht jedoch
in seiner jlingsten Prognose von Konsolidierungsanstrengungen von 1,2 % des BIP im
Jahr 2025 aus. Fiir die Zwecke des Plans muss die Basiswachstumsrate ermittelt
werden, die ohne diese Konsolidierungsanstrengungen eingetreten wire. Zu diesem
Zweck wandte Osterreich den Standard-Fiskalmultiplikator der Kommission von 0,75
auf die Konsolidierungsanstrengungen in Prozent des BIP an und addierte diesen zur
Wachstumsrate. Daraus ergibt sich eine Basiswachstumsrate von 0,6 % im Jahr 2025
ohne Haushaltskonsolidierung, die immer noch unter der fiir den Referenzpfad
angenommenen Wachstumsrate liegt. Im Plan verpflichtet sich Osterreich zu einer
Haushaltsanpassung von 0,5 % im Jahr 2025, wodurch das Wachstum des realen BIP
(basierend auf dem Standard-Fiskalmultiplikator von 0,75) auf 0,2 % sinken diirfte.
Eine Verdnderung der Wachstumsrate des realen BIP hat keine unmittelbaren
Auswirkungen auf das Nettoausgabenwachstum. Nach Abwégung aller Gesichtspunkte
wird diese Annahme als hinreichend begriindet erachtet.
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Im Plan wird davon ausgegangen, dass der BIP-Deflator in den Jahren 2025 und

2026 um 0,1 Prozentpunkte hoher sein wird als im Referenzpfad angenommen. Dies
tragt dazu bei, dass das im Plan vorgesehene durchschnittliche Nettoausgabenwachstum
wihrend des Anpassungszeitraums hoher ist als geméfl den Annahmen der
Kommission. Dieser Unterschied ergibt sich aus den héheren Inflationserwartungen in
den jiingsten Prognosen. In der Friihjahrsprognose 2025 der Kommission wird fiir die
Jahre 2025 und 2026 von einem deutlich hoheren Wachstum des BIP-Deflators
ausgegangen als im Plan angenommen. Folglich wird diese Annahme als hinreichend
begriindet erachtet.

Alle Unterschiede bei den Annahmen zusammengenommen fiihren insgesamt zu einem
durchschnittlichen Nettoausgabenwachstum im Plan, das weitgehend mit dem
Referenzpfad im Einklang steht. Die Kommission wird die vorstehende Bewertung der
Annahmen des Plans bei kiinftigen Bewertungen hinsichtlich der Einhaltung des
Nettoausgabenpfads beriicksichtigen.
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Haushaltsstrategie des Plans

(26) Laut der indikativen Haushaltsstrategie des Plans werden die Zusagen in Bezug auf die
Nettoausgaben durch Ausgabenzuriickhaltung und Einnahmenerhéhungen erfiillt. Der Plan
sieht eine Konsolidierung in Héhe von 6,4 Mrd. EUR (1,3 % des BIP) im Jahr 2025 und von
weiteren 2,3 Mrd. EUR (0,4 % des BIP) im Jahr 2026 gemiB der Ubersicht iiber die
Haushaltsplanung fiir 2025 und 2026 vor. Wéhrend der Nettoausgabenpfad im Plan eine
weitgehend lineare Anpassung vorsieht, enthélt die Haushaltsstrategie eine vorgezogene
Haushaltsanpassung. Auf der Einnahmenseite umfasst dies Steuermaf3nahmen, Beitrdge von
staatsnahen Unternehmen, die dem 6ffentlichen Sektor angehoren, einen Anstieg der
Dividendenzahlungen staatsnaher Unternehmen, die nicht dem 6ffentlichen Sektor angehdren,
sowie zusdtzliche Sozialbeitrdge, die sich im Jahr 2025 auf insgesamt 2,0 Mrd. EUR und im
Jahr 2026 auf weitere 1,6 Mrd. EUR belaufen wiirden. Auf der Ausgabenseite umfassen die
MaBnahmen Einsparungen in der Verwaltung, den Abbau von Subventionen und
Strukturreformen, die sich auf 5,0 Mrd. EUR im Jahr 2025 und auf weitere 1,7 Mrd. EUR im
Jahr 2026 belaufen wiirden. Die Bundesregierung plant zudem, im Jahr 2025 0,6 Mrd. EUR
und im Jahr 2026 weitere 1,0 Mrd. EUR zu investieren, um die Wirtschaft anzukurbeln und
Herausforderungen in Bereichen wie Beschiftigung, Gesundheit, Nachhaltigkeit, Bildung und
Integration anzugehen. Ferner sind in dem Haushaltsplan, den das nationale Parlament am
18. Juni 2025 angenommen hat, die politischen Mallnahmen festgelegt, mit denen die Zusage
in Bezug auf die Nettoausgaben fiir 2025 und 2026 eingehalten werden soll.!® Die Angaben
zu den politischen MaBnahmen, die danach erlassen werden sollen, sind in den jdhrlichen
Haushaltsplédnen zu bestétigen oder anzupassen sowie zu quantifizieren.

Im Plan enthaltene Reform- und Investitionszusagen, die einer Verlingerung des Zeitraums
fiir die Haushaltsanpassung zugrunde liegen

(27) In dem Plan verpflichtet sich Osterreich zu 14 Reformen und Investitionen, die darauf
abzielen, das Potenzialwachstum und die Tragfdhigkeit der 6ffentlichen Finanzen zu
verbessern, und die einer Verldngerung des Haushaltsanpassungszeitraums von vier auf
sieben Jahre zugrunde liegen.

10 Sjehe Stellungnahme der Kommission vom 23. Juni 2025 zur Ubersicht iiber die

Haushaltsplanung Osterreichs.
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Dieses Reform- und Investitionspaket besteht aus einer Zusage im Rahmen des Aufbau- und

Resilienzplans (RRP) mit zusitzlichen Angaben sowie mehrere neue Reformen und

Investitionen. Dazu gehoren folgende Mallnahmen (siehe auch Anhang II):

Reformen und Investitionen im Bildungsbereich: Der erste Schritt der Mallnahme ist
eine Zusage im Rahmen des RRP im Zusammenhang mit der Komponente 3
(wissensbasierter Aufbau), die das Inkrafttreten der Rechtsvorschriften zur Festlegung
von Kriterien fiir die Feststellung der soziokonomischen Ausgangslage an Schulen
umfasst. In einem zweiten Schritt werden einzelne Schulen durch einen ,,Chancen-
Bonus* laut Sozialindex gezielt unterstiitzt. Auf der Grundlage der im ersten Schritt
festgelegten Kriterien werden zusétzliche Mittel auf Schulebene bereitgestellt, die mit
einem kontinuierlichen Monitoring einhergehen. Die grundlegenden Schritte werden
voraussichtlich im vierten Quartal 2028 nach der Durchfiihrung der RRP-Maflnahme im
vierten Quartal 2025 und der Zuweisung der Mittel im vierten Quartal 2026 umgesetzt.

Reform des Gesundheitssystems: Mit der Reform soll ein Beitrag zu einem nachhaltigen
Gesundheitssystem geleistet werden, indem der Krankenversicherungsbeitragssatz fiir
Pensionére von 5,1 % auf 6 % angehoben wird. Das Gesetz soll im dritten Quartal 2025
in Kraft treten.

Reformen des Pensionssystems: Mit den Reformen sollen das tatsidchliche
Pensionsantrittsalter angehoben und die Tragfdhigkeit des Pensionssystems verbessert
werden: 1) Mit der Reform der ersten Pensionserhdhung (,,Aliquotierung*), die bis zum
ersten Quartal 2026 umgesetzt werden soll, wird die Berechnung der ersten
Pensionserhohung vereinfacht, die auf 50 % des Anpassungsbetrags im Vorjahr
unabhingig vom Monat des Pensionsantritts festgelegt wird, und ii) mit der Reform des
vorzeitigen Pensionsantritts (,,Korridorpension*) werden die Anspruchsvoraussetzungen
durch Anhebung des Mindestalters fiir den Pensionsantritt und der erforderlichen
Beitragsjahre verschirft; die Umsetzung soll im ersten Quartal 2029 vollstindig
abgeschlossen sein.

Reformen und Investitionen in hochwertige Kinderbetreuung: Mit der Maflnahme wird
ein zweites verpflichtendes Kinderbetreuungsjahr im Kindergarten eingefiihrt, und die
bestehenden kommunalen Investitionsprogramme werden auf
Kinderbetreuungseinrichtungen ausgeweitet. Die Ma3nahme soll bis zum dritten
Quartal 2027 umgesetzt werden.
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— Reformen und Investitionen auf dem Arbeitsmarkt: Mit den Maflnahmen soll der
Arbeitsmarkt gestirkt werden, und zwar durch 1) die Entwicklung eines
Nachfolgeprogramms fiir die Bildungskarenz, mit dem insbesondere
Geringqualifizierten Mdglichkeiten fiir lebenslanges Lernen geboten werden sollen; die
vorgeschlagene Reform ersetzt eine frithere Version der Bildungskarenz, die im Mérz
2025 abgeschafft wurde, und soll bis zum zweiten Quartal 2026 umgesetzt werden,
i1) die Reform und Digitalisierung der ,,Rot-Weill-Rot-Karte*, die den Zugang von
Drittstaatsangehdrigen zum Arbeitsmarkt regelt, was bis zum ersten Quartal 2028
umgesetzt werden soll, und iii) eine Reform der Regeln fiir Zusatzeinkommen im
Arbeitslosenunterstiitzungssystem, mit der ein Anreiz fiir einen schnelleren Ubergang
von der Arbeitslosigkeit zur Vollzeitbeschiftigung geschaffen werden soll und die bis
zum ersten Quartal 2026 umgesetzt werden soll.

— Reformen des Steuersystems: Diese Maf3inahmen zielen auf eine bessere Verteilung der
Steuerlast durch 1) eine Erhéhung der Gliicksspielabgabe fiir klassische Lotterien,
i1) eine Erhéhung der Konzessions- und Gliicksspielabgabe fiir elektronische Lotterien,
ii1) die Harmonisierung der Grunderwerbssteuer in Form von Share Deals, iv) die
Einflihrung einer Umwidmungsabgabe bei Grundstiicksverkdufen und v) eine Erhhung
der Stiftungseingangssteuer ab. Die Mallnahmen sollen bis zum ersten Quartal 2026
umgesetzt werden.

— Reform im Bereich Forschung und Entwicklung: Die Reform soll den Ansatz von selbst
geschaffenen immateriellen Vermogenswerten unter bestimmten Voraussetzungen in
der Bilanz eines Unternehmens ermoglichen, wodurch der Zugang zu Finanzmitteln fiir
innovative Unternehmen, insbesondere Start-up-Unternehmen, verbessert wird. Die
MaBnahme wird voraussichtlich bis zum ersten Quartal 2029 umgesetzt.

(28) GemaB Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2024/1263 muss jede Reform und
Investition, die einer Verldngerung des Anpassungszeitraums zugrunde liegt, hinreichend
detailliert, auf die ersten Programmjahre vorgezogen, zeitgebunden und iiberpriifbar sein.
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(29)

(30)

Die der Verlangerung zugrunde liegenden Zusagen aus dem RRP enthalten erhebliche
Reformen und Investitionen, die darauf abzielen, die Tragfahigkeit der 6ffentlichen Finanzen
zu verbessern und das Wachstumspotenzial der Wirtschaft zu steigern. Dariiber hinaus
verpflichtet sich Osterreich, die Reformanstrengungen wihrend der Laufzeit des
mittelfristigen finanzpolitisch-strukturellen Plans fortzusetzen und das Niveau der national
finanzierten Investitionen aufrechtzuerhalten, das wahrend der Laufzeit des RRP erzielt wurde
(siehe Tabelle 5 unten). Die Verpflichtungen werden wiahrend der gesamten Umsetzung des
Plans iiberwacht. Die Verpflichtungen im Rahmen des RRP kdnnen gemal3 Artikel 36

Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU) 2024/1263 fiir eine Verldngerung des
Anpassungszeitraums berticksichtigt werden.

Das Reform- und Investitionspaket, das der Verlangerung zugrunde liegt, wird voraussichtlich
eine nachhaltige Verbesserung des Wachstums- und Resilienzpotenzials der dsterreichischen
Wirtschaft herbeifiihren, wie in Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung

(EU) 2024/1263 gefordert. Der Plan enthélt quantitative Schitzungen, denen zufolge die
Reformen mittelfristig zu einem Anstieg des potenziellen BIP um 0,8 % fithren werden. Mit
den Pensionsreformen wird das tatsdchliche Pensionsantrittsalter angehoben, und in dem Plan
wird davon ausgegangen, dass 11 000 Personen linger im Erwerbsleben bleiben konnten. Die
Reformen und Investitionen am Arbeitsmarkt diirften die Erwerbsquote erhohen und die
Erwerbsbevolkerung stidrken. Die Reform der ,,Rot-Weill-Rot-Karte* diirfte zu einem Anstieg
der Erwerbsbevolkerung um weitere 10 000 Personen fiihren. Die Reform der Regeln fiir
Zusatzeinkommen im Arbeitslosenunterstiitzungssystem zielt darauf ab, bessere Anreize fiir
die Aufnahme einer Beschiftigung zu schaffen. Dies diirfte sich bereits im Planungszeitraum
unmittelbar auf das potenzielle BIP auswirken. Dartiber hinaus diirften Mafnahmen, die sich
auf die Berufsbildung konzentrieren, der Arbeitsproduktivitit zugutekommen. Die MaBBnahme
zur Unterstiitzung der Ausgaben fiir Forschung und Entwicklung diirfte mittelfristig die totale
Faktorproduktivitit erhohen. Reformen und Investitionen in Bildung und Kinderbetreuung
diirften sich kurzfristig positiv auf die Erwerbsbeteiligung von Eltern und insbesondere
Miittern auswirken. Zudem wird sich eine bessere Bildung von Kindern langfristig positiv auf
die Gesellschaft und die Wirtschaft auswirken. Reformen in den Bereichen Steuern und
Gesundheit zielen darauf ab, die Tragfahigkeit der 6ffentlichen Finanzen zu verbessern. Die
Annahmen zu den erwarteten Wachstumswirkungen der Reformen und Investitionen, die der
Verldngerung zugrunde liegen, scheinen realistisch und plausibel zu sein.
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€2))

(32)

Das Reform- und Investitionspaket, das der Verlangerung zugrunde liegt, wird voraussichtlich
gemdl Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2024/1263 die Tragfahigkeit
der offentlichen Finanzen unterstiitzen. Die Regierung geht davon aus, dass die unmittelbaren
Auswirkungen des Reform- und Investitionspakets auf den Haushalt im Jahr 2029 insgesamt
0,4 % des BIP betragen werden. Die groften unmittelbaren Auswirkungen auf den Haushalt
diirften von der Umsetzung von MaBBnahmen im Zusammenhang mit der sozialen Sicherheit
ausgehen, die auch dazu beitragen, den von der Europédischen Kommission in ihrem
Linderbericht Osterreich 2025 ermittelten Risiken fiir die Tragfihigkeit der 6ffentlichen
Finanzen entgegenzuwirken. Die Regierung geht davon aus, dass die unmittelbaren
Auswirkungen auf den Haushalt durch die Erhhung der Sozialversicherungsbeitrage fiir
Pensionére 0,1 % des BIP, durch die Anhebung des tatsdchlichen Pensionsantrittsalters 0,2 %
des BIP und durch die Begrenzung der Pensionsanpassung auf 50 % im ersten Jahr nach
Pensionsantritt weniger als 0,1 % des BIP betragen werden. Dariiber hinaus wird erwartet,
dass die Einfiihrung einer neuen Form der Bildungskarenz und eine Reform der Regeln fiir
Zusatzeinkommen im Arbeitslosensystem bis 2029 unmittelbare Auswirkungen auf den
Haushalt von weniger als 0,1 % des BIP haben werden, und zwar durch Einsparungen bei den
Sozialtransfers und hohere Steuereinnahmen aufgrund der verbesserten
Beschiftigungssituation. Mafnahmen im Steuerbereich diirften dazu beitragen, Schlupflocher
zu schlieBen, und bis 2029 unmittelbare Auswirkungen auf den Haushalt von 0,1 % des BIP
haben. Weitere MaBBnahmen im Bereich der Kinderbetreuung und Bildung zielen darauf ab,
das Arbeitskréifteangebot zu fordern und die Bildungsergebnisse zu verbessern. Diese
MafBnahmen sind auch Teil des Pakets zur Haushaltskonsolidierung, das gerade von
Osterreich verabschiedet wird, wie bereits bei der Vorstellung der Haushaltsstrategie erwéhnt.

Das Reform- und Investitionspaket, das der Verldngerung zugrunde liegt, verfolgt die
gemeinsamen Priorititen der EU, wie in Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe ¢ der Verordnung
(EU) 2024/1263 gefordert. Mehrere Maflnahmen diirften im Einklang mit den Grundsétzen
der européischen Sdule sozialer Rechte zur Starkung der sozialen und wirtschaftlichen
Resilienz beitragen. Die Reform der Krankenversicherungsbeitrige diirfte die
Widerstandsfahigkeit und Tragfahigkeit des Gesundheitssystems verbessern, wihrend mit der
Pensionsreform das tatséchliche Pensionsantrittsalter angehoben wird, was dem
Arbeitskréfteangebot und der langfristigen Tragfdhigkeit des Pensionssystems zugutekommt.
Reformen in den Bereichen hochwertige Kinderbetreuung und Arbeitsmarkt diirften zur
Beschiftigung beitragen. Von den Steuerreformen wird eine bessere Verteilung der Steuerlast
erwartet. Dariiber hinaus diirfte die Reform im Bereich Forschung und Entwicklung einen
Beitrag zu allen gemeinsamen Prioritdten der EU leisten, unter anderem zu einem fairen
griinen und digitalen Wandel, zur Energieversorgungssicherheit und zur
Verteidigungsfahigkeit, indem die Unternehmen bei der Beschaffung von Kapital fiir
Forschung und Entwicklung und fiir den Ausbau ihrer Tétigkeiten unterstiitzt werden.
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(33) Das Reform- und Investitionspaket, das der Verldngerung zugrunde liegt, trigt gemal3

(34)

Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung (EU) 2024/1263 den einschligigen!!
landerspezifischen Empfehlungen im Rahmen des Européischen Semesters Rechnung. In dem
Paket der Reformen und Investitionen, das einer Verldngerung zugrunde liegt, sind
insbesondere linderspezifische Empfehlungen berticksichtigt, die Folgendes betreffen:

Aktive arbeitsmarktpolitische Mallnahmen, Anreize zur Arbeitsaufnahme und
Erwerbsbeteiligung und Kompetenzentwicklung (ldnderspezifische Empfehlungen von
2019, 2020, 2022, 2023 und 2024, im Jahr 2025 bekriftigt) durch die Ausweitung der
verpflichtenden friihkindlichen Betreuung, Bildung und Erziehung, die Reform der
Bildungskarenz und die ,,Rot-WeiB3-Rot-Karte*, um Drittstaatsangehorigen Zugang zum
Arbeitsmarkt zu gewidhren;

Verbesserung des Steuermixes (ldnderspezifische Empfehlungen von 2025) u. a. durch
Anhebung der Gliicksspielabgabe;

Bildung (ldnderspezifische Empfehlungen von 2019, 2020 und 2025) durch die
Verldngerung der RRP-Maflnahme zur Stirkung der Kapazititen von Schulen zur
Bewiltigung von Herausforderungen anhand sozialer Indikatoren zur Verbesserung der
Chancengleichheit;

Die MaBnahmen im Bereich der Kinderbetreuung zielen im Einklang mit den
landerspezifischen Empfehlungen von 2025 zu Beschiftigung und Sozialpolitik darauf
ab, die Teilhabe von Frauen am Arbeitsmarkt zu stirken und negativen demografischen
Entwicklungen entgegenzuwirken.

Der Plan stellt gemdf3 Artikel 14 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2024/1263 sicher, dass das
geplante Gesamtniveau der national finanzierten 6ffentlichen Investitionen, das im
Durchschnitt wihrend der Laufzeit des RRP erzielt wurde, aufrechterhalten wird.

11

Léanderspezifische Empfehlungen, die als ,,einschlégig® gelten, sind Empfehlungen, 1) die im
Durchfiihrungsbeschluss des Rates zur Billigung der Bewertung des Aufbau- und
Resilienzplans fiir im RRP vorgesehene Mallnahmen genannt sind und ii) vom Rat im

Jahr 2025 angenommen wurden.
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Tabelle 5: Im Plan vorgesehene national finanzierte éffentliche Investitionen (in % des

BIP)

Durch-schnittliches Niveau wihrend der

Durchschnitt

2025 | 2026 | 2027 | 2028 | 2029 |wihrend der Laufzeit
Laufzeit des RRP (2021 bis 2026)'2 Walirena cer Lautzel
des Plans
3.8 39 | 41 | 41 | 40 | 39 4.0

Quelle: Mittelfristiger finanzpolitisch-struktureller Plan Osterreichs.

(35) Und schlieBlich kann davon ausgegangen werden, dass das Paket der Reform- und

Investitionszusagen, das einer Verldngerung zugrunde liegt, mit den Verpflichtungen im
Einklang steht, die im RRP und in der im Rahmen des Mehrjdhrigen Finanzrahmens

vereinbarten Partnerschaftsvereinbarung enthalten sind, wie in Artikel 14 Absatz 4 der
Verordnung (EU) 2024/1263 gefordert. Es wird vorgeschlagen, die Pensionsreformen in den
oOsterreichischen Aufbau- und Resilienzplan aufzunehmen, und zwar im Rahmen einer

Uberarbeitung nach Vorlage des Plans.

(36) Zusammenfassend ist festzustellen, dass das Reform- und Investitionspaket, das der

Verldngerung des Anpassungszeitraums zugrunde liegt, in seiner Gesamtheit die Kriterien des
Artikels 14 der Verordnung (EU) 2024/1263 erfiillt. Folglich kann der Anpassungszeitraum,
wie im Plan vorgeschlagen, von vier auf sieben Jahre verlangert werden.

12

Es wird angenommen und akzeptiert, dass sich die beiden Zeitrdume liberschneiden. Die

Anforderung, das Investitionsniveau aufrechtzuerhalten, soll fiir die Jahre nach dem Ende der
Laufzeit der Aufbau- und Resilienzfazilitit gelten.
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Andere Reform- und Investitionsabsichten im Plan als Reaktion auf die wichtigsten im

Rahmen des Européiischen Semesters benannten Herausforderungen und zur Umsetzung der

gemeinsamen Priorititen der Union

(37) Neben dem Reform- und Investitionspaket, das einer Verlingerung des Anpassungszeitraums

(38)

zugrunde liegt, werden in dem Plan die politischen Absichten hinsichtlich weiterer Reformen
und Investitionen dargelegt, mit denen die wichtigsten Herausforderungen, die im Rahmen
des Européischen Semesters und insbesondere der landerspezifischen Empfehlungen benannt
wurden, angegangen und die gemeinsamen Prioritdten der EU umgesetzt werden sollen. Der
Plan umfasst 53 Reformen und Investitionen, von denen acht aus der Aufbau- und
Resilienzfazilitit und sechs durch die kohdsionspolitischen Fonds finanziell unterstiitzt
werden. Die Reformen und Investitionen des Plans beruhen auf einem bestehenden
Strategiedokument!® der Regierung.

Im Hinblick auf die gemeinsame Prioritét eines fairen griinen und digitalen Wandels, die auch
die in der Verordnung (EU) 2021/1119 festgelegten Klimaziele umfasst, beinhaltet der Plan
Investitionen in nachhaltige Verkehrsinfrastrukturen und Infrastrukturen fiir griine Mobilitét
(teilweise im ARP enthalten), mit denen die Emissionen insbesondere im Verkehrssektor
verringert werden sollen. Diese Maflnahmen sollen den ldnderspezifischen Empfehlungen
zum Verkehr aus den Jahren 2019, 2020 und 2025 Rechnung tragen. Dariiber hinaus enthélt
der Plan Malnahmen zur Verbesserung der digitalen Kompetenzen, zur verstirkten Nutzung
digitaler Losungen im Gesundheitswesen und zum weiteren Breitbandausbau (im ARP
enthalten). Diese MaBBnahmen diirften den landerspezifischen Empfehlungen von 2019, 2020
und 2025 zur Investitionspolitik fiir den digitalen Wandel Rechnung tragen.

13

,Jetzt das Richtige tun. Fiir Osterreich. Regierungsprogramm 2025-2029* verfiigbar unter
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/dam/jcr:8d78b028-70ba-4{60-a96e-
2fca7324fd03/Regierungsprogramm_2025-2029.pdf.
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(39)

(40)

(41)

(42)

Im Hinblick auf die gemeinsame Prioritdt der sozialen und wirtschaftlichen Resilienz,
einschlieBlich der Européischen Siule sozialer Rechte, enthilt der Plan eine Reihe von
MaBnahmen zum Ausgleich des Fachkriftemangels, die sich an eine Vielzahl von Menschen
richten, u. a. Arbeitsuchende, Arbeitnehmer, die von WeiterbildungsmalB3nahmen profitieren,
Zuwanderung qualifizierter Arbeitskrifte und éltere Arbeitnehmer. Dariiber hinaus enthilt der
Plan Reform- und InvestitionsmafBnahmen zur Starkung des Gesundheitssektors (u. a.
Starkung der ambulanten Versorgung) sowie MalBlnahmen zur Ausweitung der friihkindlichen
Betreuung, Bildung und Erziehung und zur Stirkung des Bildungssystems durch zusétzliche
Ressourcen, mehr Schulautonomie und psychologische Unterstiitzung (einige dieser
MaBnahmen werden auch durch den ARP abgedeckt). Um die Wettbewerbsfahigkeit und
Produktivitét der Osterreichischen Wirtschaft zu stirken, beinhaltet der Plan auch die
Entwicklung einer Industriestrategie sowie Verpflichtungen zum Biirokratieabbau,
insbesondere fiir KMU. Die Maflnahmen diirften den ldnderspezifischen Empfehlungen aus
den Jahren 2019, 2020 und 2025 in Bezug auf aktive arbeitsmarktpolitische Maflnahmen,
Anreize zur Arbeitsaufnahme und Erwerbsbeteiligung, Gesundheitswesen, Bildung und
Rahmenbedingungen fiir Unternehmen Rechnung tragen.

Im Hinblick auf die gemeinsame Prioritit der Energieversorgungssicherheit enthilt der Plan
Investitionsmafnahmen zur Gewdhrleistung der Gasversorgungssicherheit (West-Austria-
Gasleitung).

Im Hinblick auf die gemeinsame Prioritit der Verteidigungsfahigkeiten umfasst der Plan
keine weiteren Reformen oder Investitionen, sondern verweist lediglich auf den
Investitionsbedarf fiir den Aufbau von Verteidigungsfahigkeiten.

Der Plan enthilt Informationen zur Kohdrenz und — sofern zutreffend — zur Komplementaritét
mit den Fonds der Kohisionspolitik und dem Aufbau- und Resilienzplan Osterreichs. Im Plan
wird kurz darauf hingewiesen, dass die im Plan enthaltenen Reformen und Investitionen die
wichtigsten im Rahmen des Européischen Semesters benannten Herausforderungen angehen,
die gemeinsamen Prioritéten der Union verfolgen und an die im ARP angenommenen
MafBnahmen ankniipfen.
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(43) Der Plan bietet einen Uberblick iiber den 6ffentlichen Investitionsbedarf in Osterreich in

Bezug auf die gemeinsamen Priorititen der EU. Im Hinblick auf einen fairen griinen und
digitalen Wandel wird in dem Plan hervorgehoben, dass Investitionen in erneuerbare
Energien, Klimatechnologien, digitale Infrastruktur und nachhaltige Mobilitét erforderlich
sind und dass gleichzeitig die biologische Vielfalt, die Kreislaufwirtschaft und KI-
Innovationen unterstiitzt werden miissen. Dariiber hinaus enthilt der Plan die Verpflichtung
zur Einrichtung eines Transformationsfonds zur Unterstiitzung des Wandels in der Wirtschatft,
Industrie und Landwirtschaft, mit dem eine zentrale Anlaufstelle fiir Unterstiitzung jeder Art
bei der Transformation geschaffen werden soll. In Bezug auf die soziale und wirtschaftliche
Resilienz wird in dem Plan hervorgehoben, dass Investitionen in den Arbeitsmarkt, die
Bildung, das Gesundheitswesen und die Langzeitpflege sowie in erschwinglichen Wohnraum
erforderlich sind und gleichzeitig KMU sowie Forschung und Innovation unterstiitzt werden
miissen, um die Produktivitit und die wirtschaftliche Stabilitdt zu verbessern. Dariiber hinaus
wird ein Dachfonds eingerichtet, um nationales und internationales Risikokapital zu
mobilisieren, um Osterreichischen Unternehmen den Zugang zu Wachstumskapital zu
erleichtern. Im Hinblick auf die Energieversorgungssicherheit wird in dem Plan
hervorgehoben, dass die Energieinfrastruktur ausgebaut und die Abhéngigkeit von russischem
Gas verringert werden muss, insbesondere durch Gasfernleitungsprojekte und
Elektrifizierungsbemiihungen, um eine langfristige, wettbewerbsfahige und sichere
Energieversorgung zu gewdhrleisten. Im Hinblick auf den Aufbau von
Verteidigungsfahigkeiten wird in dem Plan hervorgehoben, dass der langfristige
Entwicklungsplan des Osterreichischen Bundesheeres weiter umgesetzt werden muss, um die
Modernisierung und Aufriistung im Rahmen der finanziellen Mglichkeiten sicherzustellen.

Fazit der Bewertung der Kommission

(44) Nach Auffassung der Kommission erfiillt der Plan Osterreichs in seiner Gesamtheit die
Anforderungen der Verordnung (EU) 2024/1263.
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GESAMTSCHLUSSFOLGERUNG DES RATES

(45)

(46)

(47)

(48)

(49)

Der Rat begriit den mittelfristigen finanzpolitisch-strukturellen Plan Osterreichs und ist der
Auffassung, dass seine vollstindige Umsetzung dazu beitragen wiirde, gesunde 6ffentliche
Finanzen zu gewihrleisten und die Tragfdhigkeit der 6ffentlichen Verschuldung sowie ein
nachhaltiges und inklusives Wachstum zu unterstiitzen.

Der Rat nimmt die Bewertung des Plans durch die Kommission zur Kenntnis. Der Rat ersucht
die Kommission jedoch, ihre Bewertungen kiinftiger Plédne in von den Empfehlungen der
Kommission fiir Empfehlungen des Rates getrennten Dokumenten vorzulegen.

Der Rat nimmt Kenntnis von der Bewertung der Kommission in Bezug auf den
Nettoausgabenpfad und die wichtigsten makrookonomischen Annahmen im Plan, auch in
Bezug auf die Vorab-Leitlinien der Kommission, sowie die Auswirkungen des
Nettoausgabenpfads des Plans auf das gesamtstaatliche Defizit und den gesamtstaatlichen
Schuldenstand. Der Rat nimmt die Einschitzung der Kommission zur Kenntnis, dass die
makrodkonomischen und haushaltspolitischen Annahmen zwar in einigen Féllen von den
Annahmen der Kommission abweichen, um aktualisierte makrookonomische und
haushaltspolitische Daten zu beriicksichtigen, insgesamt aber hinreichend begriindet sind und
auf stichhaltigen wirtschaftlichen Argumenten beruhen. Der Rat nimmt Kenntnis von der
breiteren Haushaltsstrategie des Plans und der Risiken fiir die Aussichten, die das Eintreten
des makrodokonomischen Szenarios und der zugrunde liegenden Annahmen sowie die
Verwirklichung des Nettoausgabenpfads des Plans beeintrachtigen konnten. Der Rat begriifit
insbesondere, dass einschligige Interessentridger vor der Vorlage des Plans konsultiert
wurden. Der Rat nimmt ferner zur Kenntnis, dass durch geopolitische Risiken Druck auf die
Verteidigungsausgaben entstehen kann.

Der Rat erwartet, dass Osterreich bereit ist, seine Haushaltsstrategie erforderlichenfalls
anzupassen, um die Verwirklichung seines Nettoausgabenpfads sicherzustellen. Der Rat ist
entschlossen, die wirtschaftlichen und haushaltspolitischen Entwicklungen — auch jene, die
dem Szenario des Plans zugrunde liegen, — aufmerksam zu iiberwachen.

Der Rat ist der Auffassung, dass weitere Beratungen {iber ein gemeinsames Versténdnis der
Auswirkungen der kumulierten Nettoausgaben-Wachstumsraten auf die jdhrliche
Uberwachung vor der nichsten Runde der haushaltspolitischen Uberwachung erforderlich
sind.

10339/25 26

ECOFIN.1.A DE



(50)

Der Rat billigt das von Osterreich in seinem mittelfristigen Plan vorgelegte Paket der Reform-
und Investitionszusagen, die der Verlangerung des Anpassungszeitraums zugrunde liegen,
und begriifit die Bemiihungen um eine Quantifizierung der Auswirkungen auf das Wachstum
und die Tragfahigkeit der 6ffentlichen Finanzen. Der Rat stimmt mit der Kommission darin
iiberein, dass das von Osterreich vorgelegte Paket von Reform- und Investitionszusagen eine
Verldngerung des Anpassungszeitraums von vier auf sieben Jahre rechtfertigt. Der Rat nimmt
Kenntnis von der Einschitzung der Kommission, wonach die Kriterien des Artikels 14 der
Verordnung (EU) 2024/1263, auch unter Beriicksichtigung der Ubergangsbestimmung in
Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe d der genannten Verordnung, durch die Reformen und
Investitionen, die der Verldngerung zugrunde liegen, insgesamt erfiillt sind. Der Rat nimmt
Kenntnis von der Einschitzung der Kommission, wonach die Reform- und
Investitionszusagen voraussichtlich das Wachstums- und Resilienzpotenzial der Wirtschaft
nachhaltig verbessern und die Tragfahigkeit der 6ffentlichen Finanzen unterstiitzen werden.
Der Rat empfiehlt Osterreich, die Reform- und Investitionszusagen vollstindig umzusetzen,
um die Verldngerung des Anpassungszeitraums aufrechtzuerhalten.

(51) Der Rat nimmt zur Kenntnis, dass die Kommission — neben der Bewertung der Reform- und
Investitionszusagen, die einer Verldngerung des Anpassungszeitraums zugrunde liegen — die
erforderlichen und beabsichtigten Reformen und Investitionen beschreibt, mit denen die
wichtigsten Herausforderungen, die im Rahmen des Europdischen Semesters benannt wurden,
angegangen werden sollen, und er betont, wie wichtig es ist sicherzustellen, dass diese
Reformen und Investitionen umgesetzt werden. Der Rat wird diese Reformen und
Investitionen auf der Grundlage der von der Kommission vorgelegten Berichte bewerten und
thre Umsetzung im Rahmen des Europdischen Semesters iiberwachen.

(52) Der Rat sieht den jihrlichen Fortschrittsberichten Osterreichs erwartungsvoll entgegen, die
insbesondere Informationen {iber die Fortschritte bei der Umsetzung des Nettoausgabenpfads
gemal der Festsetzung durch den Rat und bei der Umsetzung umfassenderer Reformen und
Investitionen im Rahmen des Europdischen Semesters sowie bei der Umsetzung der
Reformen und Investitionen, die einer Verldngerung des Anpassungszeitraums zugrunde
liegen, enthalten.

(53) Der Rat sollte Osterreich gemiB Artikel 17 der Verordnung (EU) 2024/1263 empfehlen, den
im Plan festgelegten Nettoausgabenpfad einzuhalten, und das Reform- und Investitionspaket,
das der Verldngerung des Anpassungszeitraums auf sieben Jahre zugrunde liegt, sollte
gebilligt werden —
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EMPFIEHLT Osterreich

1.  sicherzustellen, dass das Nettoausgabenwachstum die in Anhang I dieser Empfehlung
festgelegten Obergrenzen nicht {iberschreitet;

2. das Reform- und Investitionspaket, das der Verldngerung des Zeitraums fiir die
Haushaltsanpassung auf sieben Jahre zugrunde liegt, gemial3 Anhang II dieser Empfehlung
innerhalb der angegebenen Fristen umzusetzen.

Geschehen zu Brissel am

Im Namen des Rates
Der Prdsident///Die Prdsidentin
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ANHANG 1

Maximales Wachstum der Nettoausgaben (jahrliche und kumulierte Wachstumsraten,

nominal)
Osterreich
Jahr 2025 2026 2027 2028 2029
Wachstumsraten Jahrlich 2.6 2.2 2.2 2.0 2.3
(%)
Kumuliert” 2.6 4.8 7.2 94 11.9

Kumulierte Wachstumsraten bezogen auf das Basisjahr 2024. Die kumulierten

Wachstumsraten werden bei der jihrlichen Uberwachung der Ex-post-Einhaltung im
Kontrollkonto verwendet.
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Reform- und Investitionspaket,
das einer Verlingerung des Anpassungszeitraums auf sieben Jahre zugrunde liegt

ANHANG 11

Reform/Investition Hauptziel Beschreibung und Zeitplan | Uberwachungsindikator(en)
der wichtigsten Schritte
Bildung Verbesserung des Zugangs zu |Schritt 1: Umsetzung des  |Schritt 1: Zufriedenstellend

(,,Chancen-Bonus®)

(ARP-MaBnahme 91a und
Aufnahme in die ARP-

Bildung durch eine erweiterte,
nach sozialen Indikatoren
differenzierte Férderung von
Schulen

Etappenziels 91a des ARP
bis zum 4. Quartal 2025

Schritt 2: Zuweisung von

Erreichung des
Etappenziels 91a des ARP

MaBnahme) Mitteln bis zum Schritt 2: Férdermittel auf

1. Quartal 2026 Bundesebene fiir Chancen-
Bonus im Haushalt 2026

Schritt 3: Erster enthalten
Monitoringbericht des
Bildungsministeriums iiber |Schritt 3: Monitoringbericht
die Einfiihrung des iber die Umsetzung des
Chancen-Bonus (Schuljahr |Chancen-Bonus.
2026/27) bis zum
4. Quartal 2028

Krankenversicherung Erhohung des Umsetzung des Gesetzes  |Inkrafttreten des Gesetzes zur

(neue Mafinahme)

Krankenversicherungsbeitrags
fiir Pensionére von 5,1 % auf
6 %

bis zum 3. Quartal 2025

Erhéhung der
Krankenversicherungsbeitrige
fiir Pensionére

Pensionserhohung im
ersten Jahr
(,,Aliquotierung*)

(neue Mafinahme)

Begrenzung der ersten
Pensionserhdhung im ersten
Jahr nach Pensionsantritt auf
50 % der allgemeinen
Pensionsanpassung

Umsetzung des Gesetzes
bis zum 1. Quartal 2026

Erste Pensionserhhung
begrenzt auf 50 % der
allgemeinen Anpassung im
Januar 2026 fiir Personen, die
2025 in den Ruhestand
getreten sind

Anhebung des
tatséichlichen
Pensionsantrittsalters
(,,Korridorpension®)

(neue Mafinahme)

Anhebung des Antrittsalters
fiir die Korridorpension von
62 auf 63 Jahre; Erhéhung der
erforderlichen
Beitragsmonate von 480 auf
504

Schritt 1: Verabschiedung
des Gesetzes bis zum
3. Quartal 2025

Schritt 2: Umsetzung des
Gesetzes. Das gesetzliche
Antrittsalter fiir den
vorzeitigen Pensionsantritt
(,,Korridorpension®) betrégt
bis zum

2. Quartal 2027 63 Jahre

Schritt 3: Umsetzung des
Gesetzes. Die fiir den
vorzeitigen Pensionsantritt
erforderlichen
Versicherungszeiten
betragen bis zum

1. Quartal 2029 504 Monate

Schritt 1: Gesetz vom
Parlament verabschiedet

Schritt 2: Das gesetzliche
Antrittsalter fiir die
,Korridorpension betragt
63 Jahre

Schritt 3: Die fiir die
,Korridorpension‘
erforderlichen
Versicherungszeiten betragen
504 Monate
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Friihkindliche Betreuung,
Bildung und Erziehung

(neue Mafinahme)

Einfiihrung eines zweiten
verpflichtenden
Kindergartenjahres

Schritt 1: Zuweisung
zusatzlicher Mittel fur die
Bundesldnder aus dem
Bundeshaushalt bis zum
1. Quartal 2026

Schritt 2: Zweites
Kindergartenjahr wird in
allen Bundesldndern bis
zum 3. Quartal 2027
eingefiihrt

Schritt 1: Veranschlagung von
Mitteln des Bundes im
Haushalt

Schritt 2: Zweites
Kindergartenjahr in allen
Bundesldndern durch
Vereinbarung gemal

Artikel 15a zwischen Bund
und Bundesldndern eingefiihrt

Arbeitsmarkt —
Bildungskarenz

(neue Mafinahme)

Neue Regelung der
Bildungskarenz zur
Unterstiitzung spezifischer
unternehmensrelevanter
Bildungsangebote fiir
Geringqualifizierte mit
offentlichen Mitteln

Schritt 1: Verabschiedung
des Gesetzes bis zum
1. Quartal 2026

Schritt 2: Umsetzung des
Gesetzes bis zum
2. Quartal 2026

Schritt 1: Gesetz vom
Parlament verabschiedet

Schritt 2: Inkrafttreten der
Bildungskarenz

Arbeitsmarkt — Zugang
fiir Drittstaatsangehorige
(,,Rot-WeiB-Rot-Karte*)

(neue Mafinahme)

Reform und Digitalisierung
der , Rot-Wei3-Rot-Karte*,
die Drittstaatsangehdrigen
den Zugang zum
Arbeitsmarkt ermoglicht
(z. B. Schnellverfahren fiir
Doktoranden und
Pflegepersonal)

Umsetzung des Gesetzes
zur Reform der Kriterien
fiir die Erteilung der ,,Rot-
Weill-Rot-Karte* und
Digitalisierung der ,,Rot-
Weill-Rot-Karte® bis zum
1. Quartal 2028

Inkrafttreten der reformierten
Kriterien und Digitalisierung
der ,,Rot-Wei3-Rot-Karte*

Reform der
Arbeitslosenunterstiitzung

(neue Mafinahme)

Abschaffung der Moglichkeit,
wihrend des Erhalts von
Arbeitslosenleistungen
Zusatzeinkommen zu
beziehen (mit Ausnahmen);
soll einen Anreiz fiir einen
schnelleren Ubergang von der
Arbeitslosigkeit in eine
Vollzeitbeschiftigung bieten

Umsetzung des Gesetzes
bis zum 1. Quartal 2026

Inkrafttreten der Abschaffung
der Moglichkeit, bei Erhalt
von Arbeitslosenleistungen
Zusatzeinkommen zu
beziehen (mit Ausnahmen)

Lotterieabgabe

(neue Mafinahme)

Erhohung der
Gliicksspielabgabe fiir
klassische Lotterien von 16 %
auf 17,5 %

Umsetzung des Gesetzes
(Haushaltsbegleitgesetz) bis
zum 1. Quartal 2026

Inkrafttreten des Gesetzes zur
Erhéhung der
Gliicksspielabgabe fiir
klassische Lotterien

Konzessions- und
Lotterieabgabe fiir
elektronische Lotterien

(neue Mafinahme)

Erhdhung der Konzessions-
und Gliicksspielabgabe fiir

elektronische Lotterien von
40 % auf 45 %

Umsetzung des Gesetzes
(Haushaltsbegleitgesetz) bis
zum 1. Quartal 2026

Inkrafttreten des Gesetzes zur
Erhohung der Konzessions-
und Gliicksspielabgabe fiir
elektronische Lotterien

Besteuerung von
Immobilientransaktionen
in Form von Share Deals

(neue Malinahme)

Abschaffung der Moglichkeit,
die Grunderwerbsteuer durch
,»Share Deals“ zu umgehen;
werden mindestens 75 % der
Anteile an einer
Immobiliengesellschaft
iibertragen, wird
Grunderwerbsteuer fallig.

Umsetzung des Gesetzes
(Haushaltsbegleitgesetz) bis
zum 1. Quartal 2026

Inkrafttreten des Gesetzes
uiber den Steuertatbestand bei
Anderungen hinsichtlich der
Anteilseigner und
Zusammenlegungen von
Anteilen fir
Immobilienzwecke
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Umwidmungszuschlag auf
Gewinne aus der
Veriduflerung von
Grundstiicken

(neue Mafinahme)

Einfiihrung eines Zuschlags
von 30 % auf den aus der
VerduBerung von
umgewidmetem Grund und
Boden resultierenden Gewinn

Umsetzung des Gesetzes
(Haushaltsbegleitgesetz) bis
zum 1. Quartal 2026

Inkrafttreten des Gesetzes zur
Einfiihrung eines
Umwidmungszuschlags

Stiftungseingangssteuer

(neue Mafinahme)

Anhebung des Steuersatzes
fiir Zuwendungen an
Stiftungen von 2,5 % auf
3,5%

Umsetzung des Gesetzes
(Haushaltsbegleitgesetz) bis
zum 1. Quartal 2026

Inkrafttreten des Gesetzes zur
Erhohung des Steuersatzes fiir
Zuwendungen an Stiftungen

Forschung und
Entwicklung —
Aktivierung der FuE-
Kosten selbst geschaffener
Vermogenswerte

(neue Mafinahme)

Ermoglichung des Ansatzes
selbst geschaffener
immaterieller
Vermogenswerte in der
Bilanz unter bestimmten
Voraussetzungen

Schritt 1: Umsetzung des
Gesetzes bis zum
4. Quartal 2027

Schritt 2: Umsetzung des
Gesetzes bis zum
1. Quartal 2029

Schritt 1: Gesetz vom
Parlament verabschiedet

Schritt 2: Das Gesetz ist auf
Geschiéftsjahre anzuwenden,
die am oder nach dem

1. Januar 2028 beginnen. Der
entsprechende
Jahresabschluss wird im
darauffolgenden Jahr
verdffentlicht.

10339/25
ANHANG II

ECOFIN.1.A

32
DE



	Im Namen des Rates
	Der Präsident///Die Präsidentin

		2025-07-04T15:57:34+0000
	 Guarantee of Integrity and Authenticity


	



